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Tarifvertrag Verwaltungsreform 
 
 
 
Anbei übersende ich den landesbezirklichen „Tarifvertrag zur Begleitung der 
sich aus der Modernisierung der Thüringer Landesverwaltung (Verwaltungs-
reform) ergebenden beschäftigungspolitischen Wirkungen für die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer im Landesbereich (Tarifvertrag Verwaltungsre-
form)“ vom 8. Oktober 2018 mit der Bitte um Kenntnisnahme und Beachtung.  
 
Die Tarifvertragsparteien haben dem Tarifergebnis innerhalb der Erklärungs-
frist zugestimmt. Der Tarifvertrag tritt rückwirkend zum 1. Januar 2017 in 
Kraft und endet am 31. Dezember 2020. Das Unterschriftsverfahren wurde 
eingeleitet. 
 
Wesentliche Eckpunkte des Tarifvertrages sind: 
 
− die Ausweitung des Geltungsbereiches auch auf Maßnahmen, die nicht 

aus dem Verwaltungsreformgesetz 2018 bzw. der Umsetzung des Ka-
binettbeschlusses vom 26. September 2017 resultieren, aber wir-
kungsgleich sind, 

 
− die Aufnahme gesonderter Regelungen im Falle von Eingliederungen 

bisher rechtlich selbstständiger Einrichtungen in den Landesdienst (z. 
B. Nahverkehrsservicegesellschaft Thüringen mbH), 

 
− der Ausschluss betriebsbedingter Beendigungskündigungen, 
 
− Regelungen zur Sicherung des Arbeitsortes und des Entgelts derge-

stalt, dass der Arbeitgeber verpflichtend die Weiterbeschäftigung auf 
einem zumutbaren Arbeitsplatz nach einer vereinbarten Reihenfolge 
prüft, ggf. Qualifikationsmaßnahmen anbietet und erst, sofern der Be-
schäftigte im Ergebnis des vereinbarten Procedere einen zumutbaren 
Arbeitsplatz ablehnt, eine Änderungskündigung ausgesprochen werden 
kann, 

 
− Gewährung eines bis zu 24 Monate befristeten Sicherungsbetrages in 

Abhängigkeit von der Beschäftigungszeit bei Herabgruppierung, nach 
Fristende Umwandlung in eine abbaubare Besitzstandszulage unter 

 Oberste Landesbehörden 
gem. Verteiler 
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Anrechnung u. a. allgemeiner linearer Erhöhungen in Höhe von 50 v. 
H. des Erhöhungsbetrages,  

 
− Regelungen zur Kostentragung und Entgeltfortzahlung durch den Ar-

beitgeber bei Qualifizierungsmaßnahmen sowie Rückzahlungsver-
pflichtungen der Beschäftigten bei vorzeitigem Abbruch der Maßnahme 
oder Ausscheiden aus dem Dienst zum Freistaat Thüringen, 

 
− eine einmalige Mobilitätsprämie in Höhe von 1.500 Euro bis zu 2.200 

Euro in Abhängigkeit von der einfachen zusätzlichen Entfernung zwi-
schen Wohnort und dem neuen Arbeitsort (ab dem 31. zusätzlichen Ki-
lometer) bei Versetzung an einen anderen Arbeitsort, 

 
− die besondere Berücksichtigung der persönlichen und familiären Belas-

tungen durch Kindererziehung, Pflege naher Angehöriger sowie der 
Belange schwerbehinderter und mobilitätseingeschränkter Menschen, 

 
− ein grundsätzlicher Anspruch auf ein Angebot mobiler Arbeit unter Be-

achtung einschränkender Prämissen. 
 
Zur Erfüllung der sich aus dem Tarifvertrag Verwaltungsreform ergebenden 
Verpflichtungen werden keine zusätzlichen Haushaltsmittel zur Verfügung 
gestellt. 
 
 
gez. Karin Sachse 
 
Anlage 
 


